Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/852 


Sachgebiet 7 


Vorblatt 


Spiele der XX. Olympiade 1972 in München und Kiel 
Finanzierung der 

— olympiabedingten Investitionskosten 

— olympiabedingten Folgekosten 

— olympiabedingten Veranstaltungskosten 

(Sdiriftlidier Bericht des Sonderausschusses für Sport 
und Olympische Spiele) 


A. Problem 

Belastung der öffentlichen Haushalte durch die Finanzierung der 
Spiele der XX. Olympiade 1972 in München und Kiel. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll 

a) die Konsortialverträge vom 10. Juli 1967 und 16. April 1969 
nach Maßgabe des Kostenschlüssels so ändern und ergänzen, 
daß der Bund 50 der Freistaat Bayern 25 Vo und die 
Landeshauptstadt München 25 Vo bzw. das Land Schleswig- 
Holstein 25 Vo und die Stadt Kiel 25 ^/o der olympiabedingten 
Investitionskosten tragen ? 

b) die für die Bundesregierung zu erwartenden Folgekosten für 
olympiabedingte Anlagen in die mittelfristige Finanzplanung 
einzubeziehen; 

c) in den Verhandlungen darauf zu drängen, daß sich auch der 
Freistaat Bayern an den Folgekosten für die olympiabeding- 
ten Sportanlagen beteiligt; 

d) vor abschließenden Verhandlungen mit den Konsorten den 
Bundestag (Sonderausschuß für Sport und Olympische Spiele) 
hören; 

e) dem Bundestag bis zum 30. November 1970 erneut berichten. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-ßad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/852 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Durch die vorgeschlagene Änderung der Konsortialverträge 
erhöht sich der Anteil der Bundesrepublik Deutschland an den 
olympiabedingten Investitionskosten von 255,4 Mio. DM auf 
341,9 Mio. DM, Die Mittel sind von der Bundesregierung im 
Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen. Die An- 
teile des Bundes an den olympiabedingten Folgekosten und 
Veranstaltungskosten sind hierin nicht enthalten. 

Bei einer Ausgabe einer Olympia-Goldmünze (100 DM) und 
einer Olympia-Silbermünze (20 DM) könnte durch den Münz- 
gewinn die Belastung der öffentlichen Haushalte gemindert 
werden. 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/852 


Sachgebiet 7 


Schriftlicher Bericht 

des Sonderausschusses für Sport und Olympische Spiele 
über den Antrag der Abgeordneten Stücklen, Wagner (Günz- 
burg), Dr. Riedl (München), Geisenhofer, Dr. Kreile 

und Genossen 

— Drucksache Vl/103 — 

betr. Mittelfristige Finanzplanung und Olympische Spiele 
über die Berichte des Bundesministers des Innern betr. Vor- 
bereitung und Gesamtfinanzierung der Olympischen Spiele 1972 

— Drucksachen VI/ 108, Vl/382 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schirmer 


Der Deutsche Bundestag hat am 5. Dezember 1969 
den Antrag — Drucksache VI/103 — dem Sonder- 
ausschuß für Sport und Olympische Spiele und ge- 
mäß § 96 GO dem Haushaltsausschuß überwiesen. 
Die Berichte der Bundesregierung — Drucksachen 
VI/ 108, VI/382 — überwies der Deutsche Bundestag 
am 10. Dezember 1969 und 26. Februar 1970 dem 
Sonderausschuß für Sport und Olympische Spiele 
(federführend) und dem Haushaltsausschuß (mitbe- 
ratend). 

Die Spiele der XX. Olympiade 1972 werden in 
München und in Kiel ausgetragen. Da diese Veran- 
staltungen in hohem Maß der gesamtstaatlichen 
Repräsentation dienen, fördert der Bund die Vor- 
bereitung und Durchführung der Olympischen Som- 
merspiele 1972 in München und in Kiel. 

Die Bundesrepublik Deutschland, der Freistaat 
Bayern und die Landeshauptstadt München haben 
sich durch Konsortialvertrag vom 10. Juli 1967 ver- 
pflichtet, je ein Drittel der olympiabedingten Inve- 
stitionskosten zu übernehmen. Ein entsprechender 
Konsortialvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland, dem Land Schleswig-Holstein und der 
Stadt Kiel wurde am 16. April 1969 unterzeichnet. 

Die Investitionskosten in München in Höhe von 
zunächst geschätzten 520 Millionen DM haben sich 
inzwischen wesentlich erhöht durch 


— zusätzliche oder ausgestaltete Forderungen der 
Internationalen und Nationalen Sportfachver- 
bände, 

— Berichtigung der Kostenschätzungen durch 
Kostenvoranschläge oder/und Kostenanschläge, 

— inzwischen erhöhte Baukosten. 

Im Artikel 2 des Konsortialvertrages vom 10. Juli 
1967 verpflichteten sich die Vertragspartner, umge- 
hend Verhandlungen aufzunehmen, wenn sich unab- 
weisbare Kostensteigerungen abzeichnen. Dies ist 
eingetreten. Die Gesamtausgaben (Investitions- und 
Veranstaltungskosten München und Kiel) belaufen 
sich nach dem Bericht der Bundesregierung jetzt auf 
1582 Millionen DM. 

Da die finanzielle Ausgangsbasis für den Kon- 
sortialvertrag wesentlich verändert ist, ist darüber 
zu entscheiden, mit welchen Anteilen die Konsor- 
ten die olympiabedingten Investitionskosten tragen. 
Wegen der internationalen Bedeutung der Olym- 
pischen Spiele und der gesamtstaatlichen Repräsen- 
tation haben der Freistaat Bayern, die Landeshaupt- 
stadt München, das Land Schleswig-Holstein und die 
Stadt Kiel vorgeschlagen, daß der Bund seinen An- 
teil auf 50 ®/() erhöht und sie selbst je einen Anteil 
von 25 ^/o übernehmen. Außerdem wurde gefordert, 
daß sich der Bund auch an den Folgekosten für die 
olympiabedingten Anlagen in München beteiligt. 
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In einem Spitzengespräch der Konsorten haben 
sich die Vertreter der Bundesregierung am 17. De- 
zember 1969 vorbehaltlich der Zustimmung des Bun- 
destages bereit erklärt, für die Erhöhung des Inve- 
stitionskostenanteils des Bundes einzutreten. Außer- 
dem hat sich die Bundesregierung bereit erklärt, 
über einen Anteil an den in München zu erwarten- 
den Folgekosten und deren Ablösung durch eine 
einmalige Zahlung zu verhandeln. 

Das Organisationskomitee für die Spiele der 
XX. Olympiade München 1972 ging davon aus, daß 
die Kosten der Vorbereitung, Organisation und 
Durchführung (olympiabedingte Veranstaltungs- 
kosten) durch Einnahmen aus den Veranstaltungen 
und durch Verwertung von Veranstaltungsrechten 
aufgebracht werden konnten. Inzwischen hat sich 
ergeben, daß das Organisationskomitee die Eigen- 
finanzierung nicht sichern kann. 

Verhandlungen des Organisationskomitees und 
der Konsorten über die nicht durch Eigeneinnah- 
men gedeckten olympiabedingten Veranstaltungs- 
kosten haben am 17, Dezember 1969 begonnen. 


Die Bundesrepublik Deutschland ist nach dem 
4. Zwischenbericht der Bundesregierung vom 
12. Februar 1970 auf der Grundlage der Drittel- 
parität an den olympiabedingten Investitionskosten 
mit 255,4 Millionen beteiligt. Bei der vorgeschla- 
genen Änderung der Konsortialverträge würde sich 
der Anteil der Bundesrepublik Deutschland auf 
DM 341,9 Millionen erhöhen. Die Mittel sind von 
der Bundesregierung im „Finanzplan des Bundes 
1969 bis 1973" (Drucksache VI/301) eingesetzt. Die 
Anteile des Bundes an den olympiabedingten Foige- 
kosten und olympiabedingten Veranstaltungskosten 
sind hierin nicht enthalten. 

Dem Deutschen Bundestag liegt seit 6. Mai 1970 
der Entwurf eines Zweiten Gesetzes über die Aus- 
prägung von Olympiamünzen — Drucksache VI/743 
— vor, nach dem aus Anlaß der Spiele der 
XX. Olympiade 1972 Bundesmünzen von 20 DM in 
Silber und 100 DM in Gold geprägt werden sollen. 
Der Münzgewinn würde zu einer Senkung der 
olympiabedingten Ausgaben der öffentlichen Haus- 
halte beitragen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Schirmer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Berichte der Bundesregierung über die Vor- 
bereitung und Gesamtfinanzierung der Olym- 
pischen Spiele 1972 — Drucksachen Wl08, VI/382 
— werden zustimmend zur Kenntnis genommen. 

2. Der Antrag der Abgeordneten Stücklen, Wagner 
(Günzburg), Dr. Riedl (München), Geisenhofer, 
Dr. Kreile und Genossen — Drucksache 1/1/103 — 
wird auf der Grundlage des Berichts der Bun- 

. desregierung zu Nummer 1 angenommen. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) die Verhandlungen über die Aufteilung der 
olympiabedingten Investitionskosten in Mün- 
chen und Kiel mit dem Ziel fortzuführen, daß 
diese Kosten vom Bund zu 50®/o sowie vom 
Freistaat Bayern und von der Landeshaupt- 
stadt München bzw. vom Land Schleswig- 
Holstein und von der Stadt Kiel zu je 25 ^/o 
getragen werden; 

b) die Verhandlungen über Trägersdiaft und 
Folgekosten der olympiabedingten Sport- 
anlagen in München auf der Grundlage der 
Verhandlungen vom 17. Dezember 1969 fort- 
zusetzen und alsbald einer Lösung zuzufüh- 
ren; 

c) in den Verhandlungen darauf zu dringen, daß 
sich auch der Freistaat Bayern an den Folge- 


kosten für die olympiabedingten Sportanla- 
gen beteiligt. Das könnte — wie für den 
Bund — durch eine einmalige Ablösesumme 
oder durch eine Beteiligung an der Träger- 
gesellschaft oder durch an diese Gesellschaft 
zu gewährende Zuwendungen geschehen; 

d) vor abschließenden Verhandlungen mit den 
Konsorten den Bundestag (Sonderausschuß 
für Sport und Olympische Spiele) zu hören; 

e) die Verhandlungen über die Kosten für die 
Vorbereitung, Organisation und Durchfüh- 
rung der Olympischen Spiele 1972 (olympia- 
bedingte Veranstaltungskosten) fortzuführen 
und alsbald abzuschließen. Dabei sollte ange- 
strebt werden, daß die Kosten für proviso- 
rische Baumaßnahmen aus dem Haushalt des 
Organisationskomitees ausgegliedert und in 
den Gesamtkosten- und Finanzierungsplan 
der Olympia-Baugesellschaft eingestellt wer- 
den; 

f) die olympiabedingten Einnahmen durch die 
Ausgabe von Olympia-Goldmünzen (Wert 
100 DM) und Olympia-Silbermünzen (Wert 
20 DM) zu erhöhen; 

g) einen weiteren Bericht bis zum 30. Novem- 
ber 1970 vorzulegen. 


Bonn, den 26. Mai 1970 


Der Sonderausschuß für Sport und 
Olympische Spiele 

Dr. Kraske Schirmer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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